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 Was bedeutet „schlüsselfertig“? 

Der Begriff der „Schlüsselfertigkeit“ spielt insbe-
sondere im Verbraucherbauvertrag aber auch 
im Bauträgervertrag eine Rolle, wenn sich der 
Unternehmer zur Errichtung einer schlüsselfer-
tigen Wohnanlage/Wohnung/Immobilie ver-
pflichtet. 

In einer vom Oberlandesgericht Braunschweig 
entschiedenen Konstellation schuldete der Auf-
tragnehmer die schlüsselfertige Errichtung ei-
ner Wohnanlage, nach der Baubeschreibung 
gehörten die Bodenbeläge in den Wohnräumen 
und Fluren aber nicht zum vom Auftragnehmer 
geschuldeten Leistungsumfang. Als dieser 
nach Erbringung der vertraglich geschuldeten 
Leistungen die Abnahme verlangt, wendet der 
Auftraggeber ein, diese sei nicht geschuldet, da 
die Wohnräume und Flure keinen Bodenbelag 
hätten und damit nicht schlüsselfertig seien. 

Der Begriff der „Schlüsselfertigkeit“ ist im kon-
kreten Sachzusammenhang auszulegen und 
bedeutet grundsätzlich die Beschreibung einer 
Pauschalierung des nach dem Vertrag und der 
Baubeschreibung tatsächlich geschuldeten 
Leistungsinhalts. Diese gehen dem allgemei-
nen Verständnis des Begriffs „schlüsselfertig“ 
vor. 

Rechtlich ist insoweit zu beachten, dass der Be-
griff der „Schlüsselfertigkeit“ durchaus eine 
funktionale Leistungsbeschreibung darstellen 
kann, dann ist grundsätzlich auch geschuldet, 
was notwendig ist, um mit Einzug und/oder 
Möblierung zu beginnen. Dieses grundsätzliche 
Verständnis kann aber durch konkrete Definiti-
onen in der Baubeschreibung verändert wer-
den. Ist in der Baubeschreibung eine Teilleis-
tung detaillierter beschrieben, geht diese spezi-
ellere Regelung der allgemeinen Regelung 
„schlüsselfertig“ vor. 

OLG Braunschweig, Urteil vom 16.01.2020 – 8 
U 2/17 

BGH, Beschluss vom 02.11.2022 – VII ZR 
22/20 

 Widerruf beim Verbraucherbauvertrag 

Wir haben in den letzten Monaten immer wieder 
auf die Widerrufsrechte für Verbraucher im 

Rahmen von sogenannten Fernabsatzgeschäf-
ten und Geschäften, die außerhalb von ge-
schlossenen Geschäftsräumen abgeschlossen 
werden, hingewiesen. Hierauf sei in diesem Zu-
sammenhang nochmals hingewiesen, der Wi-
derruf birgt in diesen Konstellationen ein beson-
ders hohes Risiko für die Unternehmer, da der 
Verbraucher keinen Wertersatz leisten muss 
und eine Rückgabe der verbauten Materialien 
entweder oft nicht möglich ist oder gar nicht ge-
schuldet wird, da der Unternehmer seinerseits 
den ursprünglich vorhandenen Zustand nicht 
herstellen kann (z.B. wenn er Dachziegel aus-
getauscht hat). 

Neben diesen allgemeinen Widerrufsrechten 
gibt es für den Verbraucherbauvertrag (in der 
Regel: Vertrag über die Erstellung eines kom-
pletten Hauses) ein Widerrufsrecht, bei dessen 
Ausübung der Verbraucher tatsächlich Werter-
satz schuldet, früher § 357d BGB, jetzt § 357e 
BGB. 

Bei der Berechnung des Wertersatzanspruches 
ist allerdings zu beachten, dass häufig ja eine 
pauschale Gesamtpreisvereinbarung vorliegen 
wird. In diesem Fall ist wie im Falle einer Kündi-
gung aus wichtigem Grund nach einer Entschei-
dung des Oberlandesgerichts Düsseldorf vor-
zugehen, die für die Gesamtleistung verein-
barte Vergütung muss also auf die erbrachten 
und die nicht erbrachten Leistungen aufgeteilt 
werden und dies muss schlüssig und nachprüf-
bar geschehen. 

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 09.10.2023 – 
22 U 135/23 

 

 Zum Beginn der Ausschlagungsfrist 

Nach dem Tod haben Erben gemäß § 1944 
Abs. 1 BGB 6 Wochen Zeit, das Erbe auszu-
schlagen, ansonsten gilt die Erbschaft als ange-
nommen. Die Ausschlagungsfrist beginnt nach 
§ 1944 Abs. 2 BGB mit Kenntnis des Erben von 
dem Anfall und dem Grund der Berufung, bei 
der gesetzlichen Erbfolge also mit der Kenntnis 
vom Tod. Gibt es eine Verfügung von Todes 
wegen (Testament oder Erbvertrag) beginnt die 
Frist nicht vor Bekanntgabe der Verfügung von 
Todes wegen zu laufen (§ 1944 Abs. 2 S. 2 
BGB). Das OLG Düsseldorf hat mit Beschluss 
vom 17.07.2023 – 3 Wx 91/23 – klargestellt, 
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dass dies auch dann gilt, wenn der Erbe bereits 
zuvor auf andere Weise von der letztwilligen 
Verfügung Kenntnis erlangt hat. 

In dem zur Entscheidung zugrundeliegenden 
Fall hatten die beiden Ehegatten jeweils eine 
Tochter aus vorheriger Beziehung in die Ehe 
mitgebracht. Durch Ehegattentestament haben 
sie sich gegenseitig für den ersten Todesfall zu 
Alleinerben und zu den Schlusserben des Über-
lebenden die beiden Töchter zu gleichen Teilen 
eingesetzt. Das Testament wurde erst 2 Jahre 
nach dem Tod der zuerst verstorbenen Ehefrau 
an das Nachlassgericht übermittelt, dies ver-
bunden mit einer notariellen Ausschlagungser-
klärung des überlebenden Ehegatten und ei-
nem Erbscheinsantrag der beiden Töchter. Das 
Amtsgericht hat die Erteilung des Erbscheins 
verweigert mit dem Argument, die Ausschla-
gungsfrist sei abgelaufen. 

Die dagegen gerichtete Beschwerde der Töch-
ter war erfolgreich. Das OLG Düsseldorf führt 
aus, dass die Ausschlagungsfrist bei einer ge-
willkürten Erbfolge erst mit der Bekanntgabe 
der Verfügung von Todes wegen beginnt. Vor 
Zugang des Schreibens des Nachlassgerichts 
mit der Eröffnung des Testaments an den Wit-
wer konnte deshalb die für ihn geltende Aus-
schlagungsfrist nicht beginnen. Auch wenn der 
Witwer dementsprechend von dem von ihm 
selbst miterrichteten Testament Kenntnis hatte, 
konnte er die Ausschlagung noch erklären, was 
nach § 1946 Alt. 2 BGB auch vor Eröffnung des 
Testaments möglich ist. Da die Ausschlagung 
wirksam war, war den Töchtern der beantragte 
Erbschein zu erteilen. 

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 17.07.2023 – 
3 Wx 91/23 

 

 Versorgungsausgleich und Grundrenten-
Entgeltpunkte 

Durch den Bundesgerichtshof war in einem Be-
schluss vom 28. Juni 2023 – XII ZB 81/23 (NJW 
2023, 3243) erneut über die Grundlagen zur 
Teilung sogenannter Grundrenten-Entgelt-
punkte für langjährig Versicherte im Rahmen 
des Versorgungsausgleichs, anlässlich einer 
Ehescheidung, zu entscheiden. Nach dem mit-
geteilten Sachverhalt bestanden auf Seiten der 
Ehefrau, in der Ehezeit begründet, Ansprüche 
aufgrund Grundrenten-Entgeltpunkte für lang-
jährig Versicherte, ein Zuschlag von 5,8481 

Entgeltpunkten. Beim Amtsgericht und Ober-
landesgericht wurde aufgrund der konkreten 
Umstände eine Teilung abgelehnt, der Bundes-
gerichtshof hat diese mit 2,9241 Entgeltpunkte 
und einem Kapitalwert von EUR 22.054,98 
durchgeführt. 

In erster Instanz wurde eine Teilung des Zu-
schlags auf Seiten der Ehefrau nicht vorgenom-
men, ohne weitere Begründung, der Versor-
gungsträger, gesetzliche Rentenversicherung 
auf Seiten des Ehemannes, hat hiergegen Be-
schwerde eingelegt. Das Beschwerdegericht 
hat eine Teilung mit dem Hinweis auf eine Un-
wirtschaftlichkeit abgelehnt. Von Seiten des 
Bundesgerichtshofs ist die Teilung vorgenom-
men worden. Zunächst wurde, wie bereits in der 
Beschwerdeinstanz, auf Grundlage vorange-
hender Entscheidungen bekräftigt, dass es sich 
beim Zuschlag für langjährige Versicherte 
(Grundrenten-Entgeltpunkte) um eine eigen-
ständige Versorgung handelt, welche weder mit 
der Grundversorgung zusammengerechnet 
werden darf noch dieser gegenübergestellt wer-
den kann, zur Feststellung einer Geringfügig-
keit. 

Soweit gegen eine Teilung im konkreten Fall 
eingewandt wurde, dass aufgrund eigener be-
rücksichtigungsfähiger Einkünfte des Eheman-
nes dieser keinen Vorteil aus der Teilung er-
langt, ist von Seiten des Bundesgerichtshofs 
darauf verwiesen worden, dass die Höhe anzu-
rechnender zu versteuernder Einkünfte 
Schwankungen unterworfen ist, sodass bereits 
nicht beurteilt werden kann, ob eine Anrech-
nung auf Dauer durchzuführen ist. Mit dieser 
Begründung war nicht festzustellen, dass der 
Berechtigte hinsichtlich der internen Teilung 
(dauerhaft) keinen Vorteil aus der Übertragung 
aufgrund der Grundrenten-Entgeltpunkte er-
langt. Es ist deshalb im Zweifel von der Teilung 
des Zuschlags für langjährige Versicherte an-
lässlich des Versorgungsausgleichs auszuge-
hen. 

Bundesgerichtshof, Beschluss vom 28. Juni 
2023 – XII ZB 81/23 

 

 Beginn der kurzen Verjährungsfrist des § 
548 Abs. 1 BGB mit Kenntnis des Vermieters 
von dem Schlüsseleinwurf 

Mit Urteil vom 01.09.2023 – 30 U 195/22 – be-
fasste sich das Oberlandesgericht Hamm mit 
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der kurzen sechsmonatigen Verjährungsfrist 
des § 548 Abs. 1 BGB bezüglich der Ersatzan-
sprüche des Vermieters wegen Veränderungen 
oder Verschlechterungen der Mietsache. Wie 
die Entscheidung nochmals eindrücklich zeigt, 
handelt es sich bei der gesetzlichen Verjäh-
rungsfrist um eine außerordentlich gefährliche 
Bestimmung, denn der Lauf der Verjährungs-
frist beginnt häufig früher, als viele Vermieter 
das meinen. 

Mietgegenstand ist eine Halle mit Lagerbüro. 
Nach der mietvertraglichen Regelung wäre der 
Mieter berechtigt gewesen, unter Einhaltung ei-
ner Frist von drei Monaten zum 04.06. des je-
weiligen Jahres zu kündigen. Gleichwohl kün-
digt der Mieter mit Schreiben vom 10.03.2020 
zum 17.06.2020. Der Vermieter weist den Mie-
ter darauf hin, dass das Mietverhältnis aufgrund 
der Kündigung erst zum 04.06.2021 endet. Der 
Mieter nutzte die Mietsache bis zum 
31.12.2020. An diesem Tag warf er die Schlüs-
sel in den Hausbriefkasten des Vermieters ein, 
was dieser mit Schreiben vom 07.01.2021 zu-
rückwies. Der Vermieter macht geltend, ihm 
stünde wegen Schäden an der Mietsache ein 
Schadensersatzanspruch zu. Unter Verrech-
nung mit einem Kautionsguthaben des Mieters 
in Höhe von EUR 5.695,08 hat der Vermieter 
Instandsetzungskosten von EUR 32.075,52 er-
rechnet. Diesen Anspruch macht er mit Mahn-
antrag vom 26.08.2021 geltend. Die Klage wird 
mit der Begründung abgewiesen, dass mit Ab-
lauf des 08.06.2021 Verjährung eingetreten ist. 
Einschlägig ist die sechsmonatige Verjährungs-
frist des § 548 Abs. 1 S. 1 BGB. Die Vorschrift 
soll zwischen den Parteien des Mietvertrags 
eine rasche Auseinandersetzung gewährleisten 
und eine beschleunigte Klarstellung der An-
sprüche wegen des Zustandes der überlasse-
nen Mietsache bei Rückgabe erreichen. Ihr An-
wendungsbereich ist deshalb weit auszulegen. 
Der Lauf der Verjährungsfrist der Schadenser-
satzansprüche des Vermieters hat spätestens 
am 08.01.2021 begonnen. Die Verjährungsfrist 
beginnt gemäß § 548 Abs. 1 S. 2 BGB mit dem 
Zeitpunkt, in dem der Vermieter die Mietsache 
zurückerhält. Rückerhalt im Sinne des § 548 
Abs. 1 S. 2 BGB ist nicht identisch mit Rück-
gabe im Sinne von § 546 BGB. Rückerhalt setzt 
grundsätzlich die unmittelbare Sachherrschaft 
(§ 854 BGB) des Vermieters und eine Besitz-
veränderung zu seinen Gunsten voraus. Ent-
scheidend ist, dass der Vermieter die Mietsache 
auf Veränderungen und Verschlechterungen 
ungestört untersuchen kann und der Mieter mit 
Kenntnis des Vermieters den Besitz vollständig 
und unzweifelhaft aufgibt (BGH, Urteil vom 
27.02.2019 – XII ZR 63/18 –, Rn. 11 mwN). Das 
gilt auch, wenn das Mietverhältnis erst nach 
Rückerhalt endet (BGH, Urteil vom 15.03.2006 
– VIII ZR 123/05 –, Rn. 9); die Beendigung des 
Mietverhältnisses ist nicht Voraussetzung des 
Verjährungsbeginns (BGH, Urteil vom 

12.10.2011 – VIII ZR 8/11 –, Rn. 14 mwN). In 
der streitgegenständlichen Sache hat der Mie-
ter die Schlüssel am 31.12.2020 in den Haus-
briefkasten des Vermieters eingeworfen und 
das Mietobjekt auch verlassen. Darin ist eine 
vollständige Besitzaufgabe zu sehen. Der Ver-
mieter hat von der Besitzaufgabe Kenntnis er-
langt, als er die Schlüssel am 07.01.2021 in sei-
nem Hausbriefkasten vorfand. Da der Mieter 
das Mietobjekt zu diesem Zeitpunkt bereits ver-
lassen hatte, war für den Vermieter die vollstän-
dige Besitzaufgabe auch nicht zweifelhaft. Dem 
Rückerhalt im Sinne des § 548 Abs. 1 S. 2 BGB 
stand im vorliegenden Falle auch nicht entge-
gen, dass der Vermieter zu einer Rücknahme 
der Mietsache nicht bereit war. Der Mieter 
konnte sich auch nicht mit Erfolg auf das Urteil 
des Bundesgerichtshofs vom 12.10.2011 (VIII 
ZR 8/11, NJW 2012, 144) berufen. Zwar hat der 
Bundesgerichtshof in dieser Entscheidung aus-
geführt, dass ein Vermieter ein Mietobjekt nicht 
auf Zuruf zurückzunehmen verpflichtet sei und 
den Besitz an der Mietsache auch nicht dadurch 
erhalte, dass die Schlüssel in den Briefkasten 
des Mietobjekts eingeworfen würden. Der maß-
gebliche Unterschied des vom Oberlandesge-
richt Hamm zu entscheidenden Falles zu dem, 
der vom Bundesgerichtshof zu entscheiden 
war, lag darin, dass der Vermieter im Fall des 
OLG Hamm tatsächlich den Besitz an dem Mie-
tobjekt zurückerhalten und dann im Übrigen 
auch behalten hat, da die Schlüssel in seinen 
Briefkasten und nicht lediglich in den des Miet-
objekts eingeworfen wurden. Die Verjährungs-
frist des § 548 Abs. 1 S. 1 BGB ist aus diesen 
Gründen spätestens am 08.01.2021 in Lauf ge-
setzt worden. Folglich endete die Verjährungs-
frist mit Ablauf des 08.06.2021. Der erst danach 
gestellte Mahnbescheidsantrag des Vermieters 
war zu spät. 

OLG Hamm, Urteil vom 01.09.2023 - 30 U 
195/22 

 

 Der (lohnende) Dashcam-Einsatz  

Durch das Landgericht Aachen war in einem Ur-
teil vom 6. Juli 2023 – 12 O 398/22 (DAR 2023, 
629) über die Haftung im Zusammenhang mit 
einem Unfall im innerstädtischen Bereich zu 
entscheiden. Grundlage war eine seitliche Be-
rührung zweier Fahrzeuge, welche auf parallel 
nebeneinander führenden Fahrspuren durch 
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eine Kurve gefahren sind. Jeder der Unfallbe-
teiligten hat geltend gemacht, der Unfallgegner 
habe den eigenen Fahrstreifen verlassen. Im 
Fahrzeug des Klägers befand sich ein Beifah-
rer, welcher jedoch keine verlässlichen Anga-
ben zur eigenen Fahrweise des Fahrzeugfüh-
rers machen konnte. Der Beklagte befand sich 
allein in seinem Fahrzeug, wurde zusammen 
mit der Haftpflichtversicherung für seinen Pkw 
auf Schadensersatz in Anspruch genommen. 
Im Beklagten-Fahrzeug befand sich eine 
Dashcam, deren Aufzeichnung des Unfalls in 
Augenschein genommen wurde. Aus der Auf-
zeichnung der Dashcam hat sich eindeutig er-
geben, dass der Unfall allein durch den Kläger, 
durch einen verkehrsordnungswidrigen Fahr-
streifenwechsel verschuldet wurde, weshalb die 
Klage abgewiesen worden ist. 

Das Landgericht Aachen hat sich mit der Ver-
wertbarkeit der Aufzeichnung auch unter daten-
schutzrechtlichen Gesichtspunkten befasst, ist 
jedoch in Übereinstimmung mit der Rechtspre-
chung des Bundesgerichtshofes (Urteil vom 15. 
Mai 2018, DAR 2018, 498) zum Ergebnis ge-
langt, dass das berechtigte Interesse an der Ab-
wehr unbegründeter Ansprüche bzw. Durchset-
zung berechtigter Interessen sowie der materi-
ellen Wahrheitsfindung den Vorrang genießt. 

Landgericht Aachen, Urteil vom 6. Juli 2023 – 
12 O 398/22 

 

 Vorsicht bei Strafanzeige 

Eine grundlos falsche Strafanzeige gegen den 
Vertragspartner kann einen zur Kündigung be-
rechtigenden Umstand darstellen, ebenso wis-
sentlich unwahre oder leichtfertige falsche An-
gaben im Rahmen einer Strafanzeige, wie der 
Bundesgerichtshof am 08.08.2023 beschlossen 
hat. Die Beklagte ist Mieterin einer Wohnung 
der Klägerin in einem Mehrfamilienhaus in Ber-
lin. Dort wohnte auch der geschäftsführende 
Gesellschafter der Klägerin. Zwischen den Par-
teien kam es zu Streitigkeiten über das Vorlie-
gen von seitens der Beklagten geltend gemach-
ten Mängeln und Beschädigungen der Woh-
nung. Der geschäftsführende Gesellschafter 
der Klägerin kritisierte das Verhalten der Be-
klagten zuletzt mit E-Mail vom 08.02.2021. Am 
09.02.2021 wurden innerhalb eines kurzen Zeit-
raums auf den Namen der Beklagten von einem 
unbekannten Täter Bestellungen getätigt, Kre-

ditanfragen und Anmeldungen bei Internetpor-
talen vorgenommen, wobei die Daten der Be-
klagten wie ihre E-Mail-Adresse, Anschrift und 
Telefonnummer sowie ihre Bankverbindung un-
befugt genutzt worden sind. 

Die Beklagte erstattete daraufhin Strafanzeige 
und äußerte die Vermutung, dass der ge-
schäftsführende Gesellschafter der Klägerin 
der Täter sein könne. Das Ermittlungsverfahren 
wurde am 01.09.2021 eingestellt, da der Täter 
nicht ermittelt werden konnte. Bereits mit 
Schreiben vom 01.07.2021 kündigte die Kläge-
rin das Mietverhältnis wegen der Verdächtigung 
ihres geschäftsführenden Gesellschafters frist-
los, hilfsweise ordentlich. Nachdem die Be-
klagte nicht räumte, hat die Klägerin Räu-
mungsklage erhoben. Die Klage hatte keinen 
Erfolg.  

Nach Ansicht des Bundesgerichtshofes ist die 
Einschätzung des Berufungsgerichtes, dass 
keine Pflichtverletzung des Mietvertrages vor-
liegt, rechtsfehlerfrei. Denn es ist mit dem 
Rechtsstaatsprinzip nicht vereinbar, wenn die 
berechtigte Wahrnehmung staatsbürgerlicher 
Rechte im Rahmen eines Strafverfahrens zu zi-
vilrechtlichen Nachteilen führen würden. Eine 
Strafanzeige mit einer im Kern zutreffenden 
Sachverhaltsschilderung bietet daher keinen 
Grund für eine fristlose oder fristgerechte Kün-
digung. Ob die Erstattung einer Strafanzeige ei-
nen schwerwiegenden Verstoß gegen die miet-
vertraglichen Pflichten darstellt, ist unter Be-
rücksichtigung und Abwägung aller Umstände 
des konkreten Einzelfalls zu beurteilen. So kann 
eine grundlos falsche Strafanzeige gegen einen 
Vertragspartner einen zur Kündigung berechti-
genden Umstand darstellen, genauso wie un-
wahre oder leichtfertige falsche Angaben im 
Rahmen einer Strafanzeige. Vorliegend führt 
die einzelfallbezogene Würdigung zu einer Ab-
lehnung der Pflichtverletzung. Denn die Taten 
sind vorliegend tatsächlich gegen die Beklagte 
begangen worden. Auch die Benennung des 
Verdachts gegen den geschäftsführenden Ge-
sellschafter der Klägerin war hier zumindest 
nicht abwegig. Denn die Streitigkeiten zwischen 
den Parteien haben vor den Taten bereits die 
Ebene der Sachlichkeit überschritten. Die Mit-
teilung eines sich der Beklagten aufdrängenden 
Tatverdachtes gegen den geschäftsführenden 
Gesellschafter der Klägerin gehörte zu den bei 
einer Strafanzeige üblichen und zu erwarten-
den Angaben. Nachdem der Täter aufgrund der 
Anonymität über das Internet für die Beklagte 
nicht bekannt war und nicht ermittelbar war, die-
ser jedoch für die Bestellungen und Anmeldun-
gen auf den Namen der Beklagten nicht allge-
mein zugänglichen Daten von ihr verwendete, 
lag es für die Beklagte nahe, diese im eigenen 
Umfeld zu vermuten, insbesondere dort, wo ak-
tuelle Konflikte vorlagen. Die Benennung des 
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geschäftsführenden Gesellschafters der Kläge-
rin als Tatverdächtigen war damit objektiv nach-
vollziehbar und nicht leichtfertig.  

Wer eine Strafanzeige stellt, sollte sorgfältig 
prüfen, ob und welche Konsequenzen auf der 
mietvertraglichen Ebene drohen. Grundlos fal-
sche Strafanzeigen können genauso einen 
Grund zur Kündigung darstellen, ebenso wie 
wissentlich unwahre oder leichtfertige falsche 
Angaben. Dennoch gibt es keine verallgemei-
nerungsfähige Betrachtung. Dies verbietet sich 
aufgrund der Vielgestaltigkeit der Geschehen-
sabläufe und der auf beiden Seiten zu berück-
sichtigenden Belange. Es kommt stets auf eine 
umfassende Würdigung aller Umstände des 
Einzelfalls an. 

Bundesgerichtshof, Beschluss vom 08.08.2023 
- VIII ZR 234/22 
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